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AMT DER 
VORARLBERBERGER LANDESREGIERUNG 

PrsG-6565 

An das 
Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

Stubenring 1 
1014 Wien 

Bregenz, 6 .10.1987 
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Betrifft: Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 1982, Änderung, 
Entwurf, Stellungnahme 

Bezug: Schreiben vom 28.8.1987, Zl. 551.184/98-VIII/1/87 

Zum übermittelten Gesetzentwurf wird Stellung genommen wie folgt: 

Der im Betreff genannte Gesetzesentwurf sieht neben einer Anpassung der im 

Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz enthaltenen Begriffsbestimmungen an die 

geänderten Tarifnummern des Zolltarifgesetzes 1988 in Art. 11 Z. 2 die 

Einführung einer Pflichtüberbindung an einen behördlich genehmigten Lager­

halter vor. Konkret bedeutet dies, daß die Importeure von Erdöl und Erdöl­

produkten mit Eigenlagern gezwungen werden sollen, 4 % ihrer Vorjahresein­

fuhren dem Tankl ager Lannach, Stei ermark, zu überbi nden. Die Ei nführung 

einer solchen überbindungspflicht ist aus folgenden Gründen entschieden 

abzulehnen: 

1. Zi el des Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetzes sollte primär ei ne 

effiziente Krisenvorsorge von Erdöl und Erdölprodukten sein und nicht 

ein möglichst hoher Auslastungsgrad eines zentralen Tanklagers des 

Bundes. Eine effiziente Krisenlagerung erfordert die Berücksichtigung 

regionaler Interessen und sollte daher auch nach dezentralen Gesichts­

punkten erfolgen. Daraus resultiert die in vergangenen Jahren wieder­

holt zum Ausdruck gebrachte Forderung der Bundesländer Tirol und 
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Vorarlberg, in Westösterreich ein Krisenlager zu errichten. Die 

Bedeutung der Notwendi gkeit zur Dezentral i s i erung von Kri sen 1 agern 

wird dadurch bestätigt, daß österreichweit zwar ausreichende Mengen an 

Erdöl und Erdölprodukten lagern, um zumindest kurzfristig auftretende 

Versorgungsschwierigkeiten überbrücken zu können, daß es aber an 

Transportkapazitäten fehlt, um im Kri senfa 11 e ei ne rasche Bedi enung 

vor allem der westlichen Bundesländer von einem Zentral lager im Osten 

österreichs gewährleisten zu können. Die Einführung einer Pflichtüber­

bindung in das Tanklager Lannach widerspricht daher den Intentionen 

einer wirksamen Krisenvorsorge in hohem Maße und ist somit abzulehnen. 

2. Vorratspflichtig sind in der Regel Industriebetriebe, die ihren Bedarf 

an Erdölprodukten selbst importieren. Mit der Einführung der Pflicht­

bevorratung würden diese Unternehmen gezwungen, Tankkapazitäten zu 

schaffen, um den gesetzlichen Auftrag erfüllen zu können. Es ist daher 

ni cht einzusehen, daß ei n Teil der vorhandenen Tankkapazitäten nur 

deshalb nicht genutzt werden kann, weil der Auslastungsgrad eines 

zentralen Tanklagers erhöht werden soll. Diese Vorgangsweise wider­

spricht damit auch jeder wirtschaftlichen Vernunft. 

Für die Vorarlberger Landesregierung: 

gez. Guntram Dr. Lins 

L Q n d e s  r a t  
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a) Alle n 
Vorarlbe rger National- und Bunde sräte n 

, 
b) An das 

Präsidium des Nationalrates 

1017 W i e  n 
(22-fach) 

im Sin n e  des Rundschreibe ns des Bunde skanz­
leramtes vom 24. Mai 1967, 21. 22.396-2/67 

c) A n  das 
Bun deskanzleramt - Ve rfassungsdie n st 

1010 W i e  n 

d) An alle . 
Ämt e r  der Landesregierunge n 
z.Hd.d. Herrn Landesamtsdirektors 

e) A n  die 
Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Nö. Landesregierung 

1014 \'1 i e n 

f) An das 
Institut für Föde ralismusforschu n g  

6020 I n n s b r u c k 

zur ge fl. Ke n ntnisnahme . 

Für die Vorarlbe rger Lan desregierung: 

F.d.R.d.A. 

Der Lan de samtsdirektor: 

ge z. Dr. L n G e r  
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